
Petr Pithart 

1969-1989 : F E H L T E I N B E G R I F F O D E R E H E R D E R W I L L E , 
Z U V E R S T E H E N ? 

Di e Periodisierun g un d Bezeichnun g der Regime , die in den böhmische n Länder n 
bzw. der Tschechoslowake i nac h 1939 geherrsch t haben , ist kein Proble m spitzfindi -
ger Politologe n ode r Historiker , die davon besessen wären , alles in Schublade n ein-
zuordne n ode r Begriffe zu systematisieren . Vielmehr ha t seine Lösun g - ode r auch 
Nichtlösun g - großen Einfluss auf die praktisch e Politik . Di e bisherigen Charakte -
risierunge n des „beseitigte n Regimes", das vor dem Novembe r 1989 in der Tsche -
choslowake i herrschte , sind meine r Ansicht nac h irreführend . Da s ist ums o bedenk -
licher , als eine von ihne n kürzlic h sogar gesetzlich veranker t wurde (!), nämlic h im 
Geset z über die Schaffun g des „Ústa v pro studiu m totalitníc h režimů " (Institu t für 
das Studiu m totalitäre r Regime) , mit dem zugleich eine problematisch e Datierun g 
verbunde n wurde : Ex lege existierte bei un s bis Novembe r 1989 ein totalitäre s 
Regime . Auch was das neu gegründet e Institu t erforsche n soll, wurde per Geset z 
beschlossen . Vor diesem Hintergrun d ist Milo š Havelka s „Versuch , in der tschechi -
schen Entwicklun g der Jahr e 1938 bis 1956 eine inner e Einhei t auszumachen , ja diese 
als totalitär e Period e der moderne n tschechische n Geschicht e zu charakterisieren," x 

bahnbrechend , kühn , zweifellos fruchtba r un d erschein t mir akzeptabel . Wie ich in 
vorliegende m Aufsatz zu zeigen versuche , ist er nich t allein in theoretische r Hinsich t 
-  um Ordnun g in die Begrifflichkeit zu bringen - lohnend . 

Insbesonder e halt e ich die -  meine s Wissens in dieser Vollständigkei t erste -  Zu -
sammenscha u konkrete r Zahle n über die meh r ode r weniger erzwungene n Migra -
tionsbewegunge n von Teilen der Bevölkerun g für wichtig: Sie zeigt, in welch grund -
legende r Weise die tschechoslowakisch e Gesellschaf t durc h die massenhaft e Ver-
schiebun g einzelne r Bevölkerungsgruppe n beschädig t wurde -  un d zwar sowohl im 
geografischen als auch im sozialen Rau m - , wie sehr sie ihre r gewachsene n Struk -
ture n beraub t un d umgeschichte t un d in letzte r Konsequen z homogenisier t wurde . 
Zugleic h verhindert e das Regim e natürlich e geografische un d soziale Wanderungs -
bewegungen . All diese Date n illustrieren , wie in den böhmische n Länder n die Vor-
aussetzunge n dafür geschaffen wurden , dass die Gesellschaf t schließlic h mit totali -
täre n Methode n beherrsch t werden konnte . 

Havelk a beurteil t die Zei t zwischen dem deutsche n Einmarsc h in die nac h dem 
„Münchne r Abkommen " verbliebene n Gebiet e der Tschechoslowakische n Republi k 
am 15. Mär z 1939 un d dem Jah r 1956 als totalitär . U m die Gültigkei t der aus seinem 
„Versuch " gezogenen Schlussfolgerunge n zu überprüfen , müssen aber zunächs t die 
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Herrschaftsforme n kenntlic h gemach t un d benann t werden , die der „totalitäre n 
Periode " vorausgingen un d die auf diese folgten. Den n um die Verwendun g des vor-
geschlagene n Adjektivs für eine bestimmt e Zeitspann e zu begründen , muss eine 
möglichs t klare Abgrenzun g von den Adjektiven vorgenomme n werden , mit dene n 
die Regim e vor, aber auch nac h den totalitäre n Jahrzehnte n charakterisier t werden . 
Zweifellos handelt e es sich in beiden Fälle n um repressive Regime , jedoch sind wir 
bislang nich t in der Lage, das Wesen un d das Ausmaß ihre r Repressivitä t treffend 
un d allgemein akzeptier t zu benenne n un d so vom totalitäre n Regim e abzusetzen . 
Kurzum : Da s Adjektiv „totalitär " wird sich nu r dan n als unstrittig e Bezeichnun g für 
eine bestimmt e Period e der tschechische n Geschicht e durchsetzen , wenn es gelingt, 
diese überzeugen d von andere n undemokratischen , aber noc h nich t ode r nich t meh r 
totalitäre n Regime n zu unterscheiden . 

Havelk a bezeichne t die Zweit e Republi k (von „München " 1938 bis zum 15.Mär z 
1939) als autoritär . Übe r die Zei t nac h 1956 schreib t er, dass ma n diese „woh l nich t 
mehr " als im ursprüngliche n Sinn e des Worte s totalitär e For m der Beherrschun g 
der Massengesellschaf t betrachte n könne . Nac h einigem Zöger n charakterisier t er sie 
jedoch ebenfalls als autoritär , wobei er sich auf einzeln e un d insgesamt gesehen 
isolierte Aussagen, unte r andere m von Václav Have l un d Jiří Něme c bezieht . 
Diese lehne n es ebenfalls ab, jene Jahr e mit dem Totalitarismusbegrif f zu belegen, im 
Unterschie d zu Havelk a geben sie sich jedoch mit der rein auf den zeitliche n Ab-
lauf bezogene n Bezeichnun g „post-totalitär " zufrieden . Im Schlusstei l seines Aufsat-
zes beruft sich der Auto r dan n auf den Definitionsversuc h Ralf Dahrendorfs : „Auto -
ritär e Regierunge n hingegen leben von der Apathi e der Bürger, die ihre n eigenen , 
.privaten ' Interesse n nachgehen , währen d eine Nomenklatur a das öffentlich e Inter -
esse in eines zur eigenen Machterhaltun g verwandel t hat" . 

Ausgehend von Havelka s Überlegunge n möcht e ich folgende Hypothes e zur 
Diskussio n stellen : Di e Herrschaftsform , der die Massengesellschaf t zwischen 1969 
un d 1989 unterworfe n war, war nich t totalitä r (wie ma n das bei un s verstand) , aber 
auch nich t autoritä r (wie ma n das in der demokratische n Welt überwiegen d annah m 
un d bis heut e annimmt) . Das s es sich nac h der Niederschlagun g des „Prage r Früh -
lings" um kein totalitäre s System handelte , bedeutet e aber keineswegs einen leichte -
ren Übergan g zur Demokrati e nac h 1989. Da s lag vor allem an der unreflektierte n 
Charakterisierun g des „beseitigte n Regimes " mit dem irreführende n Adjektiv „tota -
litär " un d an dementsprechende n machtpolitische n Entscheidunge n in der Politi k 
der Transformationsphase . 

Da s repressive un d ökonomisc h erfolglose Regim e der so genannte n Norma -
lisierungs-Zei t war nich t nu r außerstande , die tschechoslowakisch e Gesellschaf t zu 
mobilisiere n -  was als allgemein anerkannte s Merkma l totalitäre r Regim e gilt - , son-
der n verlor auch die Fähigkeit , das Alltagsleben der Gesellschaf t zu kontrollieren , 
un d dami t die eigenen totalitäre n Ambitionen . Andererseit s lähmt e es auch weiter-
hin weitestgehen d jene Sphäre n des öffentliche n Lebens , die autoritär e Regim e in der 
Regel gleichgültig „lebe n lassen" un d meh r ode r weniger tolerieren , was späte r den 
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Übergang zur Demokratie begünstigt. Die zunehmend größere „Durchlässigkeit" 
des Normalisierungsregimes - schließlich fand das authentische Leben hier und da 
seine Nischen - ist ausschließlich dem Kräfteschwund des Regimes zuzuschreiben, 
keineswegs der Einsicht oder gar dem Willen zur Toleranz. 

Die Tatsache, dass es letztlich nicht gelingt, das „beseitigte Regime" mit einer adä-
quaten Bezeichnung zu versehen (oder dass wir uns aus bestimmten Gründen nicht 
einmal darum bemühen), und dass wir also seine Funktionsweisen und insbeson-
dere sein Beharrungsvermögen nicht verstehen, hatte und hat bis heute ernsthafte 
Konsequenzen für die Transformation der tschechoslowakischen, später tschechi-
schen Gesellschaft seit 1989. Vor allem die fehlende „Inventur" der Ausgangslage, 
ein mangelndes Verständnis für die Funktionsweisen des „beseitigten Regimes" oder 
geradezu irreführende Vorstellungen von seinem Wesen führten beim Übergang von 
einem nichtdemokratischen Regime zu einer demokratischen Verfassung, zum Rechts-
staat und zur Marktwirtschaft in der ersten Hälfte der 1990er Jahre zu einer Reihe 
vermeidbarer Fehlentscheidungen bzw. dazu, dass richtige Entscheidungen unterblie-
ben. Insbesondere resultierten diese Faktoren in einer unangemessenen Abfolge der 
Transformationsschritte, die insgesamt mit allzu großer Eile unternommen wurden. 
Die Konflikte in Bezug auf das Tempo und die Abfolge der einzelnen Schritte des 
wirtschaftlichen Umbaus gipfelten in einem künstlichen Dilemma. Es schien nur zwei 
Möglichkeiten zu geben: Entweder radikal und schnellstmöglich die von den Neo-
liberalen geforderten Marktbedingungen herzustellen oder mit einem sorgfältigen 
und geduldigen Aufbau von Marktinstitutionen bzw. der Formulierung von Regeln 
für den Markt zu beginnen. Eine vernünftige Kombination beider Akzentsetzungen 
wäre zweifellos möglich gewesen. Tatsächlich waren aber die „Institutionalisten" den 
Neoliberalen lange unterlegen und haben schließlich auf ganzer Linie verloren. 

Zwei Deutungsmuster standen einander gegenüber: Dem einen zufolge war das 
„beseitigte Regime" totalitär, dem anderen zufolge „autoritär" gewesen. Ob explizit 
formuliert oder implizit vorausgesetzt, in beiden Fällen handelte es sich um un-
reflektierte Zuschreibungen, aus denen eher intuitiv als gründlich durchdacht 'weit-
reichende Entscheidungen abgeleitet wurden. So wurde gefolgert, dass der Trans-
formationsprozess besonders im Bereich der Wirtschaft nur geringer Regulierungen 
bedürfen •werde und der rechtliche Rahmen dieses Prozesses erst „während die Sache 
im Gange ist", oder sogar ex post geschaffen werden könnte. Man vertraute darauf, 
dass die Spontaneität der neu entstehenden Ordnung, vor allem der „Markt selbst" 
bzw. dessen „unsichtbare Hand" für rechtzeitige Korrekturen beim Umbau des 
Wirtschafts- wie des Sozialsystems sorgen werde, und dass der erfolgreiche Über-
gang in kürzester Zeit durchgeführt werden könne - oder sogar müsse. 

Der Begriff „Regulierung" geriet zu einem Schreckbild, wobei seine Bedeutung 
demagogisch verengt wurde: Die Protagonisten des siegreichen Transformations-
konzepts verstanden darunter nicht etwa die Einführung verbindlicher Regeln für 
den Markt, sondern verpflichtender Kennziffern („wie viel wovon"). In den Jahren 
zwischen 1992 und 1995 wurden die Slogans „Möglichst wenig Regulierung" und 
„Marktwirtschaft ohne Attribut" wie Mantras unablässig beschworen. 

Diese Behauptungen, gegen die Einwände nichts ausrichten konnten, führten mit 
der Zeit in breiten Bevölkerungsschichten zu einem Gefühl der Enttäuschung. Man 



402 Bohemia Band 49 (2009) 

beteuerte, die Revolution sei nicht vollendet oder letzten Endes verraten worden, 
oder beklagte sogar, dass der vorherige Zustand letztlich fortgesetzt worden sei, 
kurzum: Dass aufgrund des schwaches Staates die „alten Strukturen" mit ihrem so-
zialen Kapital erneut an die Macht, zu Einfluss und auf dem freien Markt gewiss 
auch zu einigem Reichtum gelangt seien. Viele Menschen verloren daraufhin das Ver-
trauen in die Gerechtigkeit, das politische System, die parlamentarische Demokratie, 
die Marktwirtschaft. Eine dauerhafte Folge der Ungeduld der Ökonomen, die sich 
im Zuge der Reform programmatisch von den Juristen absetzten, war das stetig 
schwindende Vertrauen in die Durchsetzbarkeit des Rechts, allgemeiner gesprochen 
in die Gerechtigkeit. Das „Vertrauen" als wichtigster Posten sozialen Kapitals ist in 
der tschechischen Gesellschaft geringer ausgeprägt als in vergleichbaren postkom-
munistischen Ländern. Zumindest der subjektiven Wahrnehmung nach sind korrup-
te Praktiken in Tschechien ziemlich verbreitet. Die Gesellschaft ist politisch gespal-
ten, das parlamentarische Leben von „null Toleranz" sowie von einer Linken und 
einer Rechten, die sich unversöhnlich gegenüberstehen, gekennzeichnet. Insgesamt 
gesehen waren die Kosten des tschechoslowakischen Transformationsprozesses 
hoch, wenn nicht sogar viel höher als erwartet. 

Die Gründe für all diese unerfreulichen Entwicklungen hängen mit unserer ter-
minologischen Debatte zusammen: Die Vorstellungen darüber, ob das „beseitigte 
Regime" ein autoritäres oder ein totalitäres gewesen sei, führten und führen in Bezug 
auf die Erwartung, wie einfach oder schwierig sich der Übergang gestalten würde, in 
die Irre. Das liegt vor allem daran, dass die Wirkung informeller Normen, über lange 
Zeit eingeübter Verhaltensmuster nicht ausreichend berücksichtigt wurde. Im weite-
ren Sinne handelt es sich um eine Unterschätzung dessen, wofür sich die Bezeich-
nung „Pfadabhängigkeit" eingebürgert hat, also um die Abhängigkeit von jenem 
Weg, der in der Vergangenheit eingeschlagen worden •war. Nach 1989 rechnete man 
einfach nicht damit, dass sich alte informelle Regeln als dauerhafter erweisen würden 
als neue formalisierte Normen. Vor allem erwartete man nicht, dass die Praktiken 
des „sozialistischen Marktes" (Schwarzmarkt, Schattenwirtschaft bzw. „graue Öko-
nomie") wirksam bleiben würden und somit auch der faktische Einfluss derer, die 
ihre Existenz erfolgreich mit einem dieser „Märkte" verbunden hatten, d.h. der 
de jure 'wie vor allem de facto Privilegierten fortdauern würde. Die gewohnheits-
mäßige illegale Bereicherung durch skrupellose Einzelne setzte sich am entstehen-
den Markt als parasitäre Praktik fort. So wurden die neu eingeführten allgemeinen 
Regeln von Anfang an gebeugt und untergraben, während der Staat sich program-
matisch von der Bühne zurückzog. 

Dieser „sozialistische", d. h. deformierte Markt hat nach 1969 einerseits die Lebens-
zeit des Normalisierungsregimes verlängert, weil es ihm gelang, einige Versorgungs-
engpässe zu überbrücken und darüber hinaus einen Teil der Gesellschaft zu saturie-
ren und zu befrieden. Nach 1989 bremste er andererseits, weil er nicht genug beach-
tet und somit unterschätzt wurde, den Übergang zur Demokratie und zu einem all-
gemein akzeptierten politischen und sozialen System. Er infizierte gewissermaßen 
die neu entstehenden Verhältnisse mit unmoralischen Praktiken, die (in der Sprache 
der Neoliberalen) gleichsam untrennbar mit ihm verbunden zu sein scheinen, wie 
eine Art „Tribut", den es für die gewonnene Freiheit angeblich zu entrichten galt. 
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De r Übergan g von einem autoritäre n Regim e zu eine r andere n Regierungsfor m 
pflegt in der Tat einfache r zu sein als der Übergan g von einem totalitäre n Regime : 
Den n im ersten Fal l kan n ma n tatsächlic h mit der Eigenschaf t autoritäre r Regim e 
rechnen , den unpolitische n Forme n des öffentliche n Leben s meh r ode r weniger 
indifferen t gegenüber zu stehen , vor allem aber kan n man auf die Existen z eines 
rechtlic h regulierte n Markte s sowie auf lebendige Überrest e einer Bürgergesellschaft 
bauen . Di e These allerdings , es habe sich in der Tschechoslowake i um einen Über -
gang aus einem totalitäre n Regim e gehandelt , täusch t in Bezug auf die Möglichkeite n 
der Transformation : Sie veranschlag t die machtpolitische n Möglichkeite n des Staate s 
zu hoc h un d rechne t eben daru m nich t mit dem Beharrungsvermöge n „störender " 
Erscheinunge n wie der informelle n Normen . Paradoxerweis e führte n beide Sicht -
weisen aufgrun d ihres mangelnde n Reflexionsgrade s dazu , dass diejenigen , die die 
Transformatio n durchführten , diesen Vorgang für einfache r hielten , als er tatsächlic h 
war. 

Ein e terminologisch e Anmerkung : Ich ziehe das Adjektiv „autoritářský" , even-
tuel l „autoritami" , dem Adjektiv „autoritativní " vor; 3 letztere s verweist auf das 
Phänome n der Autoritä t als natürliche r Fähigkei t zur Führung . Autoritä t muss 
jedoch nich t zwangsläufig im Widerspruc h zur menschliche n Freihei t stehen , son-
dern kan n frei akzeptier t un d angenomme n werden . Zugleic h gebe ich dem Adjektiv 
„totalitami " bzw. „totalitářský " den Vorzug vor dem Begriff „totalitní", 4 da letzte -
rer auf eine bereit s erfüllte ode r noc h zu erfüllend e Zielvorstellun g verweist, wäh-
ren d es de facto imme r nu r um eine Tenden z geht . Dabe i bin ich mir bewusst, dass 
die Medie n un d auch die Öffentlichkei t weiterhi n eher die gewohnte n Begriffe ver-
wende n werden , insbesonder e das beliebte „totáč" . De r letztgenannt e Ausdruc k ist 
als summarisch e Charakterisierun g der Verhältniss e unte r dem „frühere n Regime " 
wohl deswegen so verbreitet , •wei l er eher ein höhere s als ein geringeres Ma ß an Re-
pressivität anzeigt , also suggeriert, dass es unmöglic h gewesen sei, sich nich t unter -
zuordnen , sich nich t zu ergeben , un d noc h weniger, sich dem Regim e aktiv ent -
gegenzustellen . Diese von einem implizite n Alibismus motiviert e Wortwahl , über 
die zu moralisiere n sinnlo s wäre, die ma n aber konstatiere n sollte, besitzt weit grö-
ßere Überzeugungskraf t als die feinsinnigst e Argumentatio n der Politologen : De m 
totalitäre n Regim e musste n wir uns , kurz gesagt, alle beugen .. . 

Meine r Ansich t nac h lassen sich totalitär e Regim e durc h eine rein e Aufzählun g 
von Merkmale n nich t vollständi g erfassen: So zeichnet e sich zum Beispiel das totali -
täre Regim e der Nationalsozialiste n nich t dadurc h als repressives Regim e aus, dass 
es dor t eine zentra l gelenkte Wirtschaf t un d ein Staatseigentu m an den Produktions -
mittel n gegeben hätt e (das letzt e der sechs „Grundmerkmale " eines totalitäre n 

Eine analoge Unterscheidun g ließe sich im Deutsche n zwischen „autoritär " und „autorita -
tiv" treffen. 
Diese Unterscheidun g kann im Deutsche n nich t nachgebilde t werden, alle aufgeführten 
Adjektive wären mit „totalitär " zu übersetzen . 
Bei dem Substanti v „totáč" , das sich nich t ins Deutsch e übersetze n lässt, handel t es sich um 
eine umgangssprachlich e Abkürzung. Sie wird meist in der umgangssprachliche n Wendun g 
„za totáče " benutzt , die „zur Zeit des Totalitarismus " bedeutet . 
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Systems, wie es von Car l J. Friedric h gleichsam kodifizier t wurde 6) . Vielmehr liegt, 
wie ich meine , ein wesentliche r un d zugleich hinreichende r Charakterzu g totalitäre r 
Regim e in ihre r Grundintention : Sie trachte n danach , alle ständi g zu mobilisiere n 
un d durc h diese Mobilisierun g nich t nu r das alltägliche Verhalte n der Mensche n zu 
beherrschen , sonder n auch ihre „Seelen " einzunehme n - sie also dazu zu bringen , 
dass sie wirklich glauben , was sie tu n un d sagen. In dieser Hinsich t hat Jiří Suk die 
Verhältnisse , die in der Tschechoslowake i währen d der 1950er Jahr e herrschten , tref-
fend als „proselytisch-inquisitorisch e Totalität " beschrieben. 7 De r Schut z der eige-
nen Recht e ist dor t nu r sehr eingeschränk t ode r überhaup t nich t möglich . Dasselbe 
gilt für die (Nicht-)Erzwingbarkei t der Einhaltun g von Verträgen . 

Mi t der Charakteristi k „totalitär " verbinde t sich geradezu automatisc h die Vor-
stellun g von einem starken , alles beherrschende n Staat . Indesse n war der tschecho -
slowakische Staa t in den zwei Jahrzehnte n der Normalisierun g eher „umfänglich " 
als stark. Den n es ging ihm primä r darum , in so viele Sphäre n des gesellschaftliche n 
Leben s wie möglich einzugreifen , die Reichweit e staatliche r Mach t war vom Begriff 
her unbegrenzt . Demgegenübe r war sein Vermögen , die gesetzten Ziele zu erreichen , 
einschließlic h der Fähigkeit , die Einhaltun g der selbst aufgestellten Regeln durchzu -
setzen , eher gering. Diese Schwäch e der staatliche n Mach t war aber nich t erkennbar , 
un d zwar nich t aufgrun d der übermäßi g eingesetzte n Repression , sonder n vor al-
lem deshalb , weil die (Bürger-)Gesellschaf t ebenfalls schwach war. Di e Stärke ode r 
Schwäch e eines Staate s darf nich t mit dem Ma ß an staatliche r Interventione n ver-
wechselt werden , sie zeigt sich am eheste n im tagtägliche n Kräftemesse n mit der 
Bürgergesellschaft . 

Autoritär e Regim e sind zwar ebenfalls repressiv, ihre Ambitione n habe n aber eine 
ganz ander e Qualitä t als diejenigen totalitäre r Regime . In diesem Unterschie d zeigen 
sich die Charakteristik a autoritäre r Regim e besonder s deutlich : Außerhal b des poli -
tische n Raumes , den sie nich t ander s als totalitär e Regim e mit aller nu r denkbare n 
Brutalitä t hüte n (sogar gegen den zarteste n Keim einer Oppositio n im Lan d wie 
außerhalb) , habe n autoritär e Regim e keine Ambitionen , das Handel n ode r Denke n 
der Mensche n zu beeinflussen ode r zu kontrollieren . Sie mobilisiere n nicht , kon -
trolliere n nich t un d habe n es nich t nötig , sämtlich e Forme n öffentliche n Leben s zu 
synchronisieren . Sie erhalte n lediglich den Statu s quo aufrecht . In autoritäre n Regi-
men ist es auch möglich , die eigenen Recht e zu wahre n un d die Einhaltun g von 
Verträgen einzufordern . 

Wie bereit s gesagt, diente n beide irrigen Vorstellungen vom Wesen des Regimes , 
das vor 1989 herrschte , zur Rechtfertigun g der Tendenz , keine allzu hohe n Anforde -
runge n an die Schaffun g eines rechtliche n Rahmen s insbesonder e für die ökonomi -
sche Transformatio n zu stellen . Mi t andere n Worten : Es wurde insgesamt wenig Re-

Vgl. Friedrich, Car l Joachim/ Brzezinski, Zbigniew: Die allgemeinen Merkmal e der totalitä -
ren Diktatur . In : Jesse, Eckhar d (Hg.) : Totalitarismu s im 20. Jahrhundert . Eine Bilanz der 
internationale n Forschung . 2. Aufl. Baden-Bade n 1999, 225-236, hier 230 f. 
Suk,  Jiří: Od nemožnost i politiky k politice jako uměn í možnéh o [Von der Unmöglichkei t 
der Politi k zur Politi k als Kunst des Möglichen] . In : Gjuričová, Adels./Kopeček, Micha l 
(Hgg.) : Kapitol y z dějin české demokraci e [Kapite l aus der Geschicht e der tschechische n 
Demokratie] . Prah a 2008, 16-51. 
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gulierung eingefordert, was das Tempo der Transformation entscheidend beeinflusste. 
Die „Schocktherapie" oder zumindest der große Druck auf die Geschwindigkeit der 
Transformation erschwerte die Schaffung angemessener rechtlicher Rahmenbedin-
gungen oder schloss diese geradezu aus. Insbesondere die hohe Geschwindigkeit des 
Privatisierungsprozesses wurde explizit damit gerechtfertigt, dass es notwendig sei, 
die Phase des Übergangs so kurz wie möglich zu halten, um eine „Vor-Privati-
sierungs-Agonie" zu verhindern. Ich bin nicht sicher, ob sich diese Agonie hätte 
verhindern lassen, dagegen bin ich sicher, dass es anstatt dessen zu einer „Nach-
Privatisierungs-Desillusionierung" kam, die in gewisser Weise bis heute andauert. 
Der Umbau der Ökonomie mag vielleicht beschleunigt worden sein, allerdings um 
den Preis einer entscheidenden Verlangsamung bzw. Aufschiebung der rechtlichen 
Neuordnung und der damit zusammenhängenden Veränderungen im Rechts-
bewusstsein der Gesellschaft. Die Herrschaft des Gesetzes und der Rechtsordnung 
muss wichtiger sein als eine schnelle Privatisierung - sagte Milton Friedman im 
Nachhinein. Später konstatierte auch Francis Fukuyama, dass es zur Beschränkung 
staatlicher Intervention geeigneter Maßnahmen bedarf, um die verbleibenden Insti-
tutionen zu stärken. Beiden Empfehlungen wurde kein Gehör geschenkt, und ich 
hoffe, dass dem nichts Schlimmeres als die Tatsache zugrunde lag, dass der Einfluss 
informeller Verhaltensmuster aus den Jahrzehnten des „Sozialismus" bzw. die all-
zu lang anhaltende Nichtübereinstimmung von formellen und informellen Regeln 
unterschätzt wurde. Gehen wir noch tiefer, stoßen wir auf eine ungenügende Be-
rücksichtigung der kulturhistorischen Verschiedenheiten in den jeweiligen Ländern, 
die diese Transformation durchmachen - Näheres dazu weiter unten im Zusam-
menhang mit dem so genannten Washington Consensus. 

Wenn sich die Reformer insbesondere bei der Privatisierung von Staatseigentum 
nicht tatkräftig darum bemühen, die unkontrolliert wuchernde Sphäre der grauen 
Ökonomie einzugrenzen, dann lassen sie zu, dass das „soziale Kapital" genau de-
rer seinen Einfluss behält, die bereits an dieser Ökonomie partizipiert haben und 
weiterhin in Netzwerken aus Bekanntschaften und Schuldigkeiten, die sich gegen 
die Machtstrukturen herausgebildet hatten, partizipieren. Die Folgen der Reform-
anstrengungen werden dann andere sein als erwartet und diese werden zu einer 
wachsenden Enttäuschung und Delegitimierung einiger Elemente der Transforma-
tion führen. 

Im Sinne von Dahrendorfs Unterscheidung zwischen totalitären und autoritären 
Regimen lässt sich das Normalisierungsregime (1969-1989) insgesamt gesehen nicht 
als totalitär charakterisieren. Einstweilen bietet sich allerdings keine andere Be-
zeichnung an als „post-totalitär". Dieses Adjektiv ist aber nicht nur ein Eingeständ-
nis terminologischer Ratlosigkeit (tatsächlich erklärt die Vorsilbe „post" nichts); 
es stellt auch eine Kapitulation vor der wichtigsten Frage überhaupt dar: Warum 
und wie konnte sich dieses offensichtlich ineffektive, nicht überzeugende und unge-
rechte Regime so lange halten und weshalb ruft es noch immer so viel Nostalgie 
hervor? Wäre es totalitär gewesen, gäbe es keinen Grund zur Diskussion, denn 
so einem Regime vermögen nur Helden zu widerstehen. War es aber nicht tota-
litär, bleibt wohl nichts anderes übrig, als diese unangenehmen Fragen zu verdrän-
gen ... 
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Um ein totalitäres Regime handelte es sich während jener zwei Jahrzehnte aus 
einer ganzen Reihe von Gründen nicht. Das Regime der Normalisierungsjahre von 
1969 bis 1989 gab nur vor, die Bevölkerung weiterhin unablässig zu mobilisieren -
das heißt, es gab seine absoluten, „totalen" ideologischen Ansprüche nicht auf. Diese 
Vorspiegelung war aber bereits wirkungslos und konnte niemanden mehr täuschen, 
letztlich nicht einmal jene, die so taten, als würden sie die Menschen mobilisieren. 
Wie in einem paradoxen Geheimabkommen erhielten sowohl diejenigen, die diese 
Illusion erzeugten, als auch diejenigen, auf die diese wirken sollte, die symbolischen 
Kulissen und die sinnentleerten Rituale des totalitären Betriebs resigniert aufrecht. 
Dabei war aber bereits keine andere wesentliche Bewegung mehr erkennbar als das 
Bewahren und Konservieren des Status quo. 

Von einem totalitären Regime unterschied sich das Normalisierungssystem aber 
auch dadurch, dass die Dämme, die es gegen die spontane Bewegung der Gesellschaft 
errichtet hatte, bereits nicht mehr undurchlässig waren: Informationen, kulturelle 
Gewohnheiten, Elemente eines anderen Lebensstils wie die Konsumorientierung 
drangen von außen ein, auch das System der „Zuweisungen", das die soziale Mobi-
lität gesteuert hatte, fand ein Ende. Weitere Beispiele ließen sich unschwer nennen. 

Brežnevs treffender Ausdruck „real existierender Sozialismus", der die sozialisti-
sche bzw. kommunistische Idee endgültig und überraschend zynisch der mobilisie-
renden, d. h. utopischen Elemente dieser Ideologie entledigte, taugte nicht zur Mobi-
lisierung. Ich übersetze ihn vielmehr als resignierten Warnruf: Lasst alle Hoffnung 
fahren, besser wird es nie werden, einen anderen als unseren real existierenden (arm-
seligen) Sozialismus gibt es nicht. Er lässt sich höchstens als schäbiges Deckmän-
telchen aufrechterhalten, das den machtpolitischen Status quo legitimiert. 

Dass die Unterschiede zwischen diesen Regime-Typen nicht respektiert wurden 
bzw. das „beseitigte Regime" falsch charakterisiert wurde, hatte meiner Ansicht nach 
sehr ernsthafte Konsequenzen für die gesellschaftliche Transformation, und zwar 
insbesondere beim Übergang von der Plan-(Befehls-) zur Marktwirtschaft. Zu den 
genannten Fehleinschätzungen kam es aber nicht nur hierzulande, sondern auch im 
globalen Maßstab. So ging zum Beispiel der „Washington Consensus" von 1990, eine 
Auflistung inoffizieller, aber nichtsdestoweniger autoritativer Empfehlungen des 
Internationalen Währungsfonds und der Weltbank für den Übergang zur Marktwirt-
schaft, primär von den Erfahrungen aus, die bei der Konsolidierung der südameri-
kanischen Ökonomien gemacht worden waren, als diese von autoritären - mitnich-
ten totalitären - Regimen zu marktwirtschaftlichen Demokratien wurden. Diesem 
Paradigma fehlte zunächst einmal jedes Gespür für die kulturhistorischen und insti-
tutionellen Unterschiede zwischen Südamerika einer- und Mittel- und Osteuropa 
andererseits. Erst später wurde damit begonnen, mit dieser Formel die gesamte neo-
liberale Agenda abzudecken. In der Folge wurde das Potenzial der postkommunisti-
schen Regime, sich in Richtung einer normalen Marktwirtschaft zu entwickeln, stark 
überschätzt. Autoritäre Regime zerstören die Grundlagen für diesen Wandlungs-
prozess in der Regel nicht. Unterschätzt wurde hingegen der institutionelle Rah-
men, dessen die Wirtschaft bedarf. In erster Linie wurde nicht gesehen, dass ein ge-
regelter Kapitalmarkt fehlte. Offensichtlich setzte man stillschweigend voraus, die 
Privatisierung werde „von sich aus" zu einem Bedürfnis nach der Entwicklung einer 
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Marktinfrastruktur einschließlich der entsprechenden „Spielregeln" führen. Kurz 
gesagt: Die westlichen Theoretiker neigten dazu, die Institutionen des Kapitalismus 
in den postkommunistischen Ländern vorauszusetzen und die tief verwurzelten 
informellen Verhaltensmuster und Normen, die in den Praktiken der grauen Öko-
nomie zum Tragen kommen, zu bagatellisieren. Man musste genauer untersuchen, 
ob das Problem des „Washington Consensus" möglicherweise weniger in den Em-
pfehlungen selbst, als vielmehr in der tschechoslowakischen Umsetzung bestanden 
haben könnte. Ob nicht etwa seine hiesigen Interpreten ihr „soziales Kapital" zu 
ihrem eigenen Vorteil einsetzten, zum Beispiel in den Positionen, in denen sie der 
Umbruch vom November 1989 überraschte. 

Wie bereits gesagt, fehlte es dem „posttotalitären" Regime zwar an Energie, um 
die Massen zu mobilisieren, es hatte aber immer noch genug Kraft, die Gesellschaft 
in einem gelähmten Zustand der Zersplitterung und Atomisierung zu halten, der sich 
durch das Fehlen einer lebendigen Bürgergesellschaft auszeichnete. In diesem Zu-
stand hielt das Regime die Gesellschaft unter anderem durch seine scheinheilige 
Haltung zu Marktbeziehungen gefangen, welche keine gesetzliche Basis hatte, son-
dern in ihrem Wesen selbst pervertiert war: De facto tolerierte es den Schwarzmarkt 
und die graue Ökonomie und schuf so ein pervertiertes soziales Kapital - Seilschaf-
ten, die letztlich auch entgegen ideologischer Loyalitäten entstanden - und schließ-
lich in die entstehende Marktwirtschaft eingingen (z.B. beim Insiderhandel). So 
führte der „Washington Consensus", der eine rasche Transformation empfahl, das 
Land beim Umbruch zu Demokratie und Marktwirtschaft auf ungeeigneten Wegen 
zu unerwünschten Ergebnissen. Später wurde diese Empfehlung auch aus den eige-
nen Reihen vernichtender Kritik, ja sogar Selbstkritik unterzogen - so etwa von 
Seiten des ehemaligen Chefökonomen der Weltbank, Joseph Stiglitz. Für eine Kor-
rektur war es da längst zu spät. 

Aufgrund der irrigen Vorstellung, es habe sich in der Tschechoslowakei um die 
Transformation eines totalitären Regimes gehandelt, wurde unweigerlich auch das 
Ausmaß unterschätzt, in dem die staatliche Befehlswirtschaft bereits mit der grauen 
Ökonomie verwachsen war, die nach 1989 allgemein als „Korruption" bezeichnet 
wurde. Völlig überschätzt wurde hingegen die Möglichkeit, selbstständig nach an-
gemessenen rechtlichen Regulierungen zu suchen und diese auch zu finden. Diese 
Annahme basierte nämlich implizit auf der naiv legalistischen Voraussetzung, dass 
das Eigentum an Produktionsmitteln ungebrochen - dem gültigen sozialistischen 
Recht entsprechend - tatsächlich in der Hand des Staates gelegen habe. Stillschwei-
gend wurde von der Illusion ausgegangen, das im Grundbuch verzeichnete Eigen-
tum sei das wirkliche Eigentum und die Privatisierung könnte daher so durchgeführt 
werden, als ginge es um Staatseigentum (wie zum Beispiel im Großbritannien Mar-
garet Thatchers). Tatsächlich handelte es sich oft nur noch dem Namen nach um 
staatliches Eigentum: Das „positionsbedingte Eigentum" der Manager sozialisti-
scher Unternehmen machte das Staatseigentum häufig zur Fiktion, zu einem Begriff, 
einer übriggebliebenen ideologischen Kulisse für die tatsächlichen Beziehungen 
zwischen „Lieferant und Abnehmer". Diese funktionierten - auch zwischen sozialis-
tischen Unternehmen, angefangen bei kleinen Geschäften, wenn es etwa einmal an 
Obst oder Gemüse mangelte, bis zur höchsten Ebene - auf der Grundlage Wechsel-
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seitig geleisteter Dienste jeder Art, selbstverständlich ohne allgemeingültige formali-
sierte Regeln, ohne Steuerpflicht und auch ohne jedwede Finanzkontrollen. Wäh-
rend der Privatisierung verschaffte die Fiktion vom „Staatseigentum" nicht nur den 
sozialistischen Managern, sondern überhaupt den Leuten aus der Unterwelt der 
grauen Ökonomie einen beträchtlichen Vorsprung vor allen anderen. So waren sie 
und nicht etwa der Staat bereits einige Zeit vor dem November 1989 die faktischen 
Eigentümer des „Staatseigentums". 

Um die Transformationsprozesse gegen die Folgen dieser metastasierenden 
grauen Ökonomie abzusichern, hätte es eines effektiven rechtlichen Rahmens be-
durft. Vor allem wäre die rechtzeitige Schaffung und Regulierung eines Kapitalmarkts 
angezeigt gewesen, die Einführung wirksamer Regeln für Konkurs und Vergleich, 
die umsichtige Definierung der Möglichkeiten für Gründer von Investment- oder 
Privatisierungsfonds, über die schließlich die massivste Form der Privatisierung ab-
gewickelt wurde. Die Gründer-Verwalter dieser Fonds hätten nie die Möglichkeit 
erhalten dürfen, frei über das Eigentum zu verfügen, das ihnen die Aktionäre -
ehemalige private Kuponinhaber aus der ersten Runde der Kuponprivatisierung -
anvertraut hatten. Staatliche oder halbstaatliche Banken hätten nicht unter der-
art anspruchslosen Bedingungen entstehen dürfen, man hätte sie unter Aufsicht 
stellen müssen, vor allem aber hätten sie nicht als letzte privatisiert werden dürfen, 
sondern eher als erste Geldinstitute, und so weiter und so fort. So aber konnte es ge-
schehen, dass „alten Bekannten", oder Leuten, die Fürsprecher aus der Politik hatten, 
riesige Kredite gegeben wurden. Einige Jahre lang war das Staatseigentum vollkom-
men ungeschützt - vor allem deshalb, weil es zuvor auf privilegierte Weise geschützt 
worden war. In diesem absurden Zustand spiegelte sich unter anderem die Vor-
stellung wider, der Staat sei vor dem Umbruch zu stark - weil angeblich „totalitär" 
- gewesen, was dahingehend korrigiert •werden müsse, dass er in Zukunft ein schwa-
cher Staat sein werde. De facto verließ der Staat die Bühne, auf der sich die Priva-
tisierung abspielte, nahezu vollständig. 

Einer der Wege, um Auswüchse dieser Art zu verhindern, wäre die solide Pri-
vatisierung von Schlüsselunternehmen mit Mehrheitsbeteiligung ausländischer 
Firmen gewesen. Die Regierung, die in der Tschechischen Republik bis 1992 an 
der Macht war, verfolgte diese Strategie und erhoffte sich von ihr für die jeweilige 
Branche eine positive „Ansteckungswirkung". Anfang der 1990er Jahre erwies sich 
dieses Vorgehen aber als politisch kaum durchführbar, was ich aufgrund eigener 
Erfahrungen mit der Privatisierung des Skoda-Automobilwerks in Mladá Boleslav 
bezeugen kann. Denn den ausschlaggebenden Akteuren der Transformation diente 
neben neoliberalen Schemata der ökonomische Nationalismus als Richtschnur. 

Viele dieser Entwicklungen blieben der Öffentlichkeit lange Zeit verborgen. Die 
expliziten Aufforderungen an die Ökonomen, „die Flucht vor den Juristen zu er-
greifen", bedeuteten zumindest so, wie sie unglücklicherweise verstanden wurden, 
eine klare Resignation vor der faktischen Kraft informeller Verhaltensmuster und 
machten es möglich, dass Praktiken der grauen Ökonomie des real existierenden 
Sozialismus auf verschiedenste Art in die neuen wirtschaftlichen Verhältnisse „hin-
übertransformiert" wurden, wo sie niemals hingehört hätten. Der ursprüngliche 
Aufruf „zur Flucht" spiegelte nur den realen Unterschied zwischen dem Stand der 



Pithart: Fehlt ein Begriff oder eher der Wille,  zu verstehen ? 409 

Ökonome n un d dem der Juriste n wider, von dene n erster e auf die Reforme n theo -
retisch vorbereite t waren , währen d letzter e es eben nich t waren . Verstande n wurde 
er jedoch als Aufforderung , so weit wie möglich ohn e hemmende , den Lauf der 
Ding e verkomplizierend e rechtlich e Regulierunge n auszukommen . 

Hätt e es sich bei dem „beseitigte n Regime " tatsächlic h um ein totalitäre s gehan -
delt , wären Praktiken , wie diejenigen , die (wenn auch unte r fremde m Namen ) wäh-
ren d der „Normalisierung " die Wirtschaf t in Gan g gehalte n un d dafür gesorgt hat -
ten , dass Versorgungsengpässe nich t zu größere r Instabilitä t führten , nich t möglich 
gewesen. „Schwarzhändler " un d „Spekulanten " wären auf schnellste m Wege liqui-
dier t worden . 

Diese For m der Beherrschun g der Gesellschaft , für die wir nac h wie vor keine n 
Name n haben , zeichne t sich meine r Ansich t nac h durc h folgende Merkmal e aus: 

1) Di e Gesellschaf t ist durc h die totalitäre n Praktike n der Vergangenhei t dauerhaf t 
zerschlage n un d atomisiert , so dass es eine Bürgergesellschaft im eigentliche n Sinne , 
nämlic h in ihre r Spontaneität , nich t gibt. 

2) De r repressive Charakte r des Regime s dauer t fort : Di e Oppositio n wird be-
kämpft , zugleich werden aber auch Versuche zur Legalisierun g der Marktbeziehun -
gen wie auch Bestrebungen , die Rechtsordnung , namentlic h das Vereinigungs- un d 
Versammlungsrech t zu reformieren , abgeschmettert . 

3) Scheinheiligkei t als Massenphänomen , das heiß t die parallel e Existen z zweier 
scheinba r unvereinbare r Realitäten , nimm t zu: Auf der einen Seite steh t das „wirk-
liche " Leben , auf der andere n Seite das offizielle „Als-ob"-Leben . 

4) Vereinba r sind diese Realitäte n letztlic h deswegen, weil sie beide bereit s ermü -
det un d verbrauch t sind un d auf jedwede ernsthaf t gemeinte n Veränderunge n ver-
zichten . Sie habe n keinerle i Ambitio n mehr , einande r zu bekämpfen , zu veränder n 
ode r zu beherrschen , obgleich sie prinzipiel l unverträglic h sind; in Formel n wie „rea l 
existierende r Sozialismus" , „da s Leben ist anderswo " ode r „wir un d die" komm t 
dies zum Ausdruck . 

5) De r einzige Antriebs - (un d gegebenenfall s Bestrafungs-)Mechanismu s ist der 
Konsum , bzw. die Beschränkun g ode r das Vorenthalte n von Konsummöglichkeiten . 
Konsumgüte r sind auch durc h Aktivitäten in der grauen Ökonomi e imme r leichte r 
verfügbar -  natürlic h um den Prei s der Gefahr , sich zu kompromittieren . 

6) Di e grundlegend e „bewegende " Kraft ist paradoxerweis e die Bewegungs-
losigkeit, das auf allem lastend e Beharrungsvermögen ; das kulissenhaft e öffentlich e 
Leben spielt sich in eine r desorientierende n Zeitlosigkei t ab. 

Einstweile n sieht es nich t so aus, als taucht e am Horizon t ein einzelne s Beiwort 
zu „Regime " auf, das die spezifische -  weder „totalitär " noc h „autoritär " zu nen -
nend e -  Art un d Weise erfassen würde , in der die tschechoslowakisch e Gesellschaf t 
der Normalisierungszei t beherrsch t ode r vielmeh r passiv gehalte n wurde . Vladimíra 
Dvořákov á un d Jiří Kunc , die Autore n der ersten tschechische n Monografi e zum 
Them a „Übergan g zur Demokratie" , habe n gewitzt Zufluch t zu eine r „Kompro -
miss"-Lösun g genommen : Sie bezeichnete n dieses Regim e als „posttotalitä r autoři -
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tär (posttotalitn ě autoritářský)". 8 Doc h auch Milo š Havelk a entzieh t sich dem 
Problem , wenn er bei seiner Weigerun g bleibt, das Regim e nac h 1956 als im einge-
führten , „strenge n Sinne " des Worte s totalitä r zu nennen. 9 Im „schwache n Sinne " 
des Worte s schein t es also totalitä r zu sein. Was das genau bedeutet , erschließ t sich 
dem Leser aber leider nicht . 

Ich denk e nicht , dass solche salomonische n Lösunge n wenn scho n nich t die wun-
dersam e Vitalität , so doc h zumindes t das überraschend e Beharrungsvermöge n dieser 
„Post"-Regim e hinreichen d erfassen können . Genaus o wenig erfassen sie die unter -
schätzte n Schwierigkeite n bzw. Risiken auf dem Weg des Übergang s von den je-
weiligen Regime n zur verfassungsmäßigen Demokratie , zum Rechtsstaa t un d zur 
Marktwirtschaft . Sollte ich dennoc h das für mich treffendst e dieser Konzept e aus-
wählen müssen , würde ich für den Typus des tschechoslowakische n Normalisie -
rungsregime s das Attribu t „posttotalitär " wählen . Diese m würde ich allerding s ein 
andere s als das Adjektiv „autoritär " zur Seite stellen , das nüchterne r un d zugleich 
auch skeptische r un d weniger dämonisieren d wäre: „sich halten d (udržovací) " ode r 
„im Niedergan g begriffen (upadající)" . Ich denk e jedoch nicht , dass das Proble m 
dami t gelöst wäre. Wir sind weiterhi n aufgerufen , eine adäquat e Charakterisierun g 
zu finden . Ich bezweifle, dass sie beides zugleich , das heiß t aus nu r einem Wort 
bestehe n un d treffend sein kann . Auch die Charakterisierun g als „posttotalitä r re-
pressiv" komm t der un s bekannte n Realitä t vielleicht nahe . 

Es geht darum , den Ker n des Problem s bzw. Rätsel s knap p auszudrücken : Näm -
lich, dass die Gesellschaf t der Normalisierungszei t infolge gezielter totalitäre r 
Praktike n stillgelegt war, welche zwar bereit s abklangen , sie aber noc h nich t durc h 
die Element e gesellschaftliche n Leben s aktiviert wurde , die ein autoritäre s System 
tolerier t bzw. beibehält . Ich wage es, die Tschechoslowake i zur Zei t der Norma -
lisierun g zwischen 1969 un d 1989 dahe r wie folgt zu beschreibe n - wenn auch leider 
nich t knap p un d treffend in einen Begriff zu fassen: als ein Regime , das mit erlah -
mende n repressiven Mittel n den machtmäßige n Statu s quo aufrechterhält , in einer 
Gesellschaft , die durc h das ursprünglic h totalitär e System auf Daue r zerstör t bleibt . 

Diese Art von Gesellschaf t habe ich ohn e die geringsten theoretische n Ambitio -
nen in der umfangreiche n Studi e „Sociáln í a ekonomick ý vývoj Československ a 
v 80. letech " beschrieben, 1 um die mic h die aus dem tschechoslowakische n Exil 
stammende n Organisatore n der Tagun g „Tschechoslowake i 1989" im Septembe r 
1989 gebeten hatten . Diese Konferen z fand damal s im bayerische n Franke n stat t un d 
wurde von der Gesellschaf t „Opu s bonum " bzw. dem Abt Jan Anastás Opase k aus-
gerichtet . In dieser ziemlic h gründliche n Beschreibun g funkelt e nich t der geringste 

Dvořáková, Vladimíra/ Kunc, Jiří: O přechodec h k demokraci i [Von den Übergänge n zur 
Demokratie] . Prah a 1994. 
Havelka: Vergleich des Unvergleichbare n 318 (vgl. Anm. 1). 
Pithart, Petr : Sociáln í a ekonomick ý vývoj Československa v 80. letech [Soziale und öko-
nomisch e Entwicklun g der Tschechoslowake i in den 80er Jahren] . Der Text, der in engli-
scher Übersetzun g 1990 in der Zeitschrif t „Eas t Europea n Reporter " 4 (1990) H . 1 u. 2 publi-
ziert wurde, erschien in tschechische r Sprach e unte r dem Titel: Československo '89 [Tsche-
choslowakei '89]. In : Ders.: Dějiny a politika . Eseje a úvahy z let 1977-1989 [Geschicht e 
und Politik . Essays und Betrachtunge n aus den Jahre n 1977-1989]. Prah a 1990, 345-361. 
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Hoffnungsschimmer, nicht die leiseste Vorahnung des euphorischen Aufbruchs, der 
sich unmittelbar darauf, im November und Dezember 1989 vollziehen sollte. So ein-
fach hatte ich den Fall, die Implosion des Regimes in der Tat nicht vorhergesehen. 
Was wie ein zufälliger Mangel an Voraussicht erscheinen könnte, lässt sich jedoch 
einigermaßen zufriedenstellend auch als „berechtigte Skepsis gegenüber den Mög-
lichkeiten rascher und zugleich grundlegender gesellschaftlicher Veränderungen" 
übersetzen. Oder aber als späte Anleitung für die Leser der 1990er Jahre: Lesen Sie 
alle „Der alte Staat und die Revolution" von Alexis de Tocqueville.11 „... Da steht 
alles drinnen ...", wie Voskovec und Werich über das biblische Buch Samuel singen. 
Übrigens: Miloš Havelka hat seinem Aufsatz gerade Worte dieses genialen französi-
schen Beobachters politischer Prozesse als treffliches Motto vorangestellt. Als Zei-
chen des Einverständnisses mit den Intentionen seiner Studie möchte ich wie er 
Tocqueville paraphrasieren: Wie radikal die Revolution auch gewesen sein mag, so 
hat sie doch weit weniger Neues gebracht, als man gewöhnlich annimmt. 

Aus dem Tschechischen von Markus Sedlaczek 

Tocqueville, Alexis de: Der alte Staat und die Revolution. Übersetzt von Theodor Oelckers. 
München 1978. Das französische Original „L'ancien regime et la révolution" wie auch der 
tschechische Titel „Starý režim a revoluce" enthalten den hier verhandelten Begriff „Re-
gime". 


